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mpDie Glatteisbemämpfung .

In der Nacht von Montag auf Dienstag ist in Wien Glatteis einge¬

treten .Die Glatteisbekämpfung besorgt in Wien ,wie bekannt ist ,der
städtische Strassenpflegebetrieb .Dieser hat nun heute nachts zur Durch¬

führung der Bestreuungsarbeiten bereits von 2 Uhr 30 an 15 Betriebs¬
beamte ,38 Strassenaufseher und 676 Strassenarbeiter in den Dienst
gestellt .Um 5 Uhr wurden ausserdem zwei automobile Sandstreumaschinen
und vier Sandstreuautos ,um 6 Uhr noch vierzehn pferdebespannte Streu¬

beFeits
fuhrwerke zur Glatteisbekämpfung eingesetzt .Von 5 Uhr an stand/das ge¬
samte Personal in Verwendung .Der städtische Strassenpflegebetrieb

sorgt für die Bestreuung der Strassenübergänge bei Strassenkreuzungen
und der Gehwegelängs der Parkanlagen im verbauten Gemeindegebiet .Da
eine durchlaufende Bestreuung der Fahrbahnen undurchführbar ist ,liegt
es im Interesse der Fussgänger ,die Fahrbahnen nur im Zuge der be¬

streuten Strassenübergänge zu überqueren .Zur Bestreuung derGehwege ,
die längs der privaten Liegenschaften verlaufen ,sind gemäss demWiener
Strassenpolizeigesetz die Hausbesitzer ,Pächter ,Verwalter oder Besorger

verpflichtet .

Budget - Bericht1933 .

WIENER GEMEINDERAT
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Sitzung vom 14 .Dezember1932 .

Der Gemeinderat der Stadt Wien begann heute unter demVorsitze
des Bürgermeisters Seitz die Beratungen über den Voranschlag der Bundes
hauptstadt Wien für das Jahr 1933 .

Die Verhandlungenleitete STR .Dr .Dannebergmit einemausführlichen
Expose ein ,in dem er unter anderem berichtete :

Der Voranschlag für 1933 mit 358 . 2Millionen Schilling Einnahmen

und 359 . 9Millionen Schilling Ausgaben und einem Abgang ,der nicht ein¬
mal ein halbes Prozent beträgt ,ist um rund hundert Millionen Schilling
kleiner als in den Jahren 1929 und 1930 ,die den Höhepunkt in der Ent - ¬
wicklung des Gemeindehaushaltes seit dem Kriege darstellen .In der Ver¬

kürzung um mehr als 20 Prozent drücken sich die Wirkungen der letzten
Abgabenteilung und einer Reihe von Steuersenkungen aus den Jahren 1929
und 1931 aus ,die nur teilweise durch die Erhöhung der Wohnbausteuer und

die Wiedereinführung der Bodernwertabgaben wettgemacht wurden ;vor allem

aber die Wirkungen der verheerenden Wirtschaftskrise ,unter der wir

zweifellos auch noch im Jahre 1933 zu leiden haben werden .Ihre Folgen
für die öffentlichen Haushalte zeigen sich in der ganzen Welt .Die Wir¬

kungen sind in den Haushalten der Städte überall noch grösser als in den
der Staaten ,da für die Gemeinden die finanzpolitischen Möglichkeiten
überall eingeschränkt sind .Nach zwei Jahren trostloser Wirtschaftslage ,

einer Zeit gefolgt sind ,die man auch nichtdie bei uns in Oesterreich

als eine Periode wirklicher Hochkonjunktur bezeichnen konnte ,stehen wir
nun am Anfange eines neuen Jahres ,ohne dass sich ein Lichtblick zeigt .
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Mit dieser harten Tatsache müssen wir rechnen .Der Kapitalismus hat sixh

als unfähig erwiesen ,durch seine sogenannte Ordnung der Wirtschaft den
Menschen auch nur die nackte Existenz zu sichern ,er hat angesichts ge¬

füllter Speicher und Magazine Millionen Menschen zu erzwungenem Müssig¬
gang ,zulangsamen Verhungern und zur Hoffnunglosigkeit verurteilt .

Wie sehr die ganze Welt von dieser Krise ergriffen ist ,zeigt die Tat - ¬

sache ,dass der Welthandel im ersten Halbjahr 1932 auf das Niveau des

Jahre 1910 gefallen ist .
Die Staaten haben versucht ,mit den Mitteln der Wirtschaftspolitik

die Krise zu bannen oder zu lindern ,innerhalb ihrer Grenzen erträglicher

zu gestalten .Der Auterkiewahn ,der die Menschen ergriffen hat ,hat

kläglich Schiffbruch erlitten .Seine Experimente haben die Krise nur ver¬

schärft .Besonders in unserem kleinen Oesterreich mit seinen 6 Millionen
Menschen und seiner internationelVerflochtenheit ist der Gedanke der
Autarkie absurd .

Zu den schweren Erschütterungen ,die die Krise im allgemeinen
brachte ,kamen bei uns noch die besonderen Ursachen einer speziellen

osterreichischen Krise und einer verhängnistollen Entwicklung seit dem

vergangenen Jahre .Wenn im Jahre 1918 der politische Zusammebruch

des alten Oesterreich erfolgte ,so kam im vergangenen Jahre der Zusammen¬

bruch der alten österreichen Finanzmächte ,die immer noch ihren Macht¬
bereich über das Gebiet des alten Oesterreich und darüber hinaus ausge¬

dehnt hatten ,und es begann der Liquidationsprozess einer Entwicklung ,die ,
so lange sie erfolgreich war ,den Privatinteressen der Geldmächte diente ,

die aber ,sebald es schief ging ,die gesamte Volkswirtschaft belastet und
an den Rand des Verderbens gebracht hat .Gegen die Wirkungen der furcht¬

baren Kreditkrise wollte sich der Staat zur Wehr setzen .Dass er den
Kampf um die Sicherung der Währung aufgenommen hat ,war notwendig .Aber

zur Verhinderung des Verbrechens der Kapitalsflucht sind seine Massnahmen
zu spät gekommen .Dagegen haben sie wirtschaftsdrosselnd und wirt¬
schaftszerstörend gewirkt .

Seit dem Oktober 1931 haben wir Devisenvorschriften ,seit April
1932 haben wir auch Einfuhrverbote .Auch die neuen Massnahmen wurden im

Rahmen eines Systems ange wendet ,das seit Jahren eine verfehlte Grund¬
tendenz hat .Das Hauptproblem für Deutschösterreich war immer ,für seine
grosse Industrie ,für sein Gewerbe und seinen Handel gesteigerten Absatz
im Auslande anzubahnen und Wien als grossen ,internationalen Handelsplatz

zu behaupten .Aber der überragende Einfluss der Agrarier in der Regierungs¬
mehrheit des Nationalrates hat entgegen den Lebensinteressen der Industrie¬

bevölkerung und vor allem Wiens jahrelang zu einer einseitig agrarisch

orientierten Wirtschaftspolitik geführt ,die noch in der schweren Krise
und dann erst recht - fortgesetzt worden ist .Sie hat den Zollschutz des

Binnenmarktes für die Landwirtschaft in die erste Linie gestellt
und dafür die Interessen der Industrie oft genug preisgegeben .Sie hat

auch die Zwangswirtschaft des letzten Jahres einseitig missbraucht :
( Lebhafte Zwischenrufe bei den Chmistlischsozialen .GR .Dr .

Wernisch : Wir sind doch nicht im Parlament ! - GR .Bi ber :Ist das
ein Referent ?Sind wir in einem Kaffeehaus ? )

STR .Dr .Danneberg :Wir sind nicht in einem Kaffeehaus ,sondern
im Wiener Gemeinderat ,der die wirtschaftlichen Tatsachen für Wien prüfen

muss ,wenn er das Budget der Gemeinde beraten soll .( Lebhafter Beifall

bei den Soz .dem . )
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STR .Dr .Danneberg in seinem Expose fortfahrend :In der Art der
Behandlung der Einfuhrbewilligungen ,der Kontingente und der Kompensations - ¬
politik ,in dent langen Festhaltenan einer ausgesprochenon Steuer auf den

Export ,wie es die Rohstoffquote war ,deren Ablieferung die National - ¬
bank noch bis vor wenigen Tagen verlangt hat .Dieser Agrarpolitik ist
es gelungen ,der Landwirtschaft in Oesterreich höhere Preise zu sichern .

Ende Juli des heurigen Jahres standen die Preise der wichtigsten Lebens¬

mittel in Osterreich um 70 Prozent höher als der Weltmarktpreis .

( Lebhafter Zwischenrufe bei den Christl .soz .GR .Biber :
Glauben Sie ,Sie sind in einer Wählerversammlung ?Sind sind amReferen¬
tentisch ! )

STR .Dr .Danneberg :Ja ,eben deshalb sage ich das .Lebhafter
Beifall bei den Soz .dem . )

STR .Dr .Danneberg in seinem Expose fortfahrend :Aber mit den
höheren Preisen wurde der Absatz erschlagen ,wurden die Produktionskosten
der Industrie neuerdings vergrössert und die Ausfuhr erschwert .Er st
jetzt ,da viele Möglichkeiten verschüttet sind ,scheint sich eine Umkehr

zu vollziehen ,aber das System der Einfuhrverbote ,der Kompensationen

und der Kontingente kann höchstens Stapelindustrien begünstigen und
versagt ,wo es sich um Geschmacksindustrienund um Gewerbehandelt ,in

denen man nicht mit typisierten Waren rechnen kann .Das ganze System

der Devisenvorschriften erschlägt den Transithandel ,der für das Wiener
kaufmännische Leben hervorragende Bedeutung hat .

In den ersten zehn Monaten des Jahres 1932 ist die Ausfuhr von
Fertigwaren aus Oesterreich gegenüber den ersten zehn MonatendesJahres

1929 auf 34 . 1Prozent gesunken .Die Ausfuhr von Fertigwaren ist in den
drei Jahren von 1330 auf 157 Millionen Schilling zurückgegangen .( Hört - ¬

Hört -Rufe bei der Mehrheit ) .Darin allein steckt die Ursache der

Arbeitslosigkeit von 150 . 000bis 200000 Menschen .Freilich drückt sich

darin auch die starke Senkung der Preise auf dem Weltmarkto aus .

Aber auch mengenmässig ist die österreichische Ausfuhr von Fertigwaren

so gesunken ,dass sie heuer wahrscheinlich kaum mehr als ein Drittel des
Exportes vom Jahre 1928 erreichen wird .Insbesondere sind auch spezielle

Wiener Pro - duktions -und Handelsaktikel dadurch schwer betroffen .Gegen¬
über dem Jahre 1929 ist die Ausfuhr von Strick -und Wirkwaren aus Baum¬
wolle auf weniger als ein Viertel ,die Ausfuhr von Herrenhüten auf etwa

vier Zehntel ,die Ausfuhr von Regen -und Sonnenschirmen ,vonLederwaren ,
von Zier - ,Schmuck -und Luxusartikeln auf ein Dittel ,die Ausfuhr von
Drechsler -und Schnitzwaren auf ein Sechstel ,die Ausfuhr von Silber¬

arbeiten auf ein Drittel und die von Goldarbeiten auf ein Zehntel gesunken .
Es ist berechnet worden ,dass die Produktionskosten der Ausfuhrindustrie

sich seit einem Jahre um zwanzig Prozent erhöht haben .Wie wenig würde
da die Vergütung der Fürsorgeabgabe an die Exportindustrie ,selbst wenn
sie möglich wäre ,bedeuten !
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Die Absperrungspolitik hat die österreichischen Preise von den

Weltmarktpreisenlosgelöst .Wir hatten im Sommer Grosshandelspreise ,die

um 35 Prozent höher als die Weltmarktpreise waren .Die Verteuerung spürt
die einheimische Bevölkerung ;sie ist überdies auch eine Schädigung

des Fremdenverkehres ,der wachsende Bedeutung hat .
Die traurigen Wirkungen der Krise und dieser Politik sind sichtbar

in der Stillegung von Betrieben ,in der Verringerung der Belegschaften ,

in der Krezarbeit ,in der Abwanderung von Handelsniederlassungen ,in der

wachsenden Arbeitslosigkeit .Ende November zählte man in Wien 23 . 000 ,

Mitte November in ganz Oesterreich 56 . 000Arbeitslose mehr als vor einem
Jahr .Setzt man die Arbeitslosigkeit des Jahres 1923 für ganz Orsterreich

gleich hundert ,so war sie schon in der guten Konjunktur des Jahres 1928
auf 163 ,im Jahre 1931 auf 210 gestiegen und ist heuer sicher beträchtlich

grösser .Immer grösseren Anteil hat die Jugend an der Arbeitslosigkeit .
Nach einer Zählung vom März des heurigen Jahres sind unter den Wiener

unterstützten Arbeitslosen 22 Prozent bis zu 25 Jahre alt gewesen .Nach

den Angaben des Industriellenverbandes haben in der Wiener Metallindustn e

Von 100 Arbeitern ,die im Herbst 1929 dort beschäftigt waren ,im

September 1932 nur mehr 42 gearbeitet ( Hört Hört -Rufe bei der Mehrheit )
und davon nur 25 voll .In der Wiener Starkstrom -und Kabelindustrie

sind gegenüber 100 Arbeitern im Jahre 1929 nur mehr 34 beschäftigt gewesen
und davon nur mehr 11 voll .

Wie der Wiener Handel mitgenommen wurde ,zeigt die Tatsache ,dass
die Zahl der Mitglieder des Gremiums der Wiener Kaugmannschaft ,das den

den
mittleren und Grosshandel umfasst ,von 13 . 142im Jahre 1925 auf 8585
im Jahre 1931 zurückgegangen ist .Die Zahl der Handelsarbeiter und Handels¬
arbeiterinnen Wiens ist seit dem Sahre 1924 um ein Drittel gesunken .

Für Wien können wir annähernd auch die Lohnverluste berechnen .

Die Fürsorgeabgabe .warß im Jahre 1929 das höchste Erträgnis mit 79 . 5
Millionenen Schilling ab .Wir können sie für 1933 nur mehr mit 55 Millionen

Schilling veranschlagen .Der Rückgang von 25 Millionnn Schilling zeigt

eine Lohn -und Gehaltsverringerung in der Privatwirtschaft an ,die

600 Millionen Schilling beträgt ,fast ein Drittel der Lohnsumme ,
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die im Jahre 1929 ausgezahlt worden ist .Diese SchwächungderKaufkraft
der breiten Massenbringt nebenallen Leidenfür die Betroffenenschwere
Schlägefür das ganzeGewerbemis sich ,vondemsich zwarmancheZweige
krisenfester erwiesen haben als die grossen Betriebe ,andere aberwieder
der ärgsten Verelendung verfallen sind ,

Unddennochmüssenwir sagen ,dass die Verhältnisse in
Wienin mancherBeziehungnicht so arg sind ,wieamübrigenOesterreich .
Die Entwicklungder Arbeitslosigkeit ist in ien eine langsamereals in
denanderenLändern . Wenndie Zahlder unterstützten ArbeitslosenimJah-¬
re 1923 gleich 1oo war ,so ist sie in Wien im Jahre 1931 .172 und in den
übrigenBundesländern387gewesen !( HörtHört !bei der Melrheit ) .Auchdie
wirts chaftlichen Todesfälle sind in Wienverhältnismässig geringer an
Zahl als in den anderen Länd ern .Die Anzahl der Ausgleicht betrug imJahre
1929in Wien861undhatsichin denersten11MonatendesheurigenJahres
verdoppelt .In den übrigen Ländernist sie aler von 1126auf 2407gestie - ¬
gen .Die Anzahlder Konkursestieg in der gleichen Zeit in Wienvon188
auf 252,indenLändernabervon393auf 733 .Dasist nicht einTrost ,
aberimmerhineineErkenntnis ,die unszeigt ,dasses nichtrichtigist ,
dass ausserhalb Wiens die Verhältnisse besser seien als hier .Sie sind im

Gegenteilnochschlechter .WürdendieBreitner- Steuernwirklichjenen
schrecklichenEinflussaufdasWirtschaftslebengehabthabæn ,derihnen
seit einemJahrzehntzugeschriebenwird ,so könntediese Entwicklungnicht
sein .DieInvestitionen der GemeindeimBetragevonmehrals einer Milli- ¬
ardeunddiederGemeindeunternehmungenvonfast500MillionenSchilling
habenoffenbareine sehr guteWirkunggeübt .Selbst jetzt ,bei demsehr
eingeschränktenArbeitsprogrammder Gemeindeundin der ungünstigenZeit
desNovemberhabenwiraufdenGemeindebautenBeschäftigungfür 3700Arbeiter

geschaffen .
Die Gemeinde hat aber ausser ihren eigenen Inyestitionen

Aetauch Investitionen in der Privatwirtschaft angeregt .Siehat besonere
Gesetzesbestimmungenbei der Fremdenzimmerabgabeundbei der Nahrungs -oder
GenussmittelabgabeInvestitionen imBetragevonmehrals 20Millionen
Schilling herbeigeführt .Sie hat auchdie private Bautätigkeitgefördert .
StadtratKunschakhat imFinanzausschussangeregt ,es mögederErtrag
derBodenwertabgabe,soweiter nichtfür Mietzinszuschüsseverwendetwird,
zur Förderung der privaten Bautätigkeit Verendung finden .Wir kännen heute

die Finanzgebarungder Gemeindenicht durch neue Zweckbestimmungenerschwe¬
ren .Aberes kanngesagt werden ,dass ,währendder Ertrag derBodenwertabgabe
bisher gegnüberdenAusgabenfür die Mietzinszuschüsseum5Millioren
Schillinghöherwar ,die Gemeindefür die HeimbauhilfeKreditevoninsge¬
samt ' 2Millionen Schilling bewilligt hat .

Die Gemeinde hat dadurch ,dass sie frühzeitig einWasser¬
kraftwerk gekaut hat ,eine Verbilligung des Kraftstrompreisesherbeige -¬
führt .Sie hat das Nutzwasser für das Gewerbe wesentlich verbilligt .Sie
hat der WienerMetallindustriedurchdie RusslandaktionzweiJahrelang
Aufträge im Werte von 74 ' 5Millionen Schilling zugeführt und durchihre
Beteiligung der Russlandaktiondes Bundesfür die WienerIndustrie
Aufträge von fast 25 Millilnen Schilling ermöglicht .Der Kreditverein der
Zentralsparkasse Lat an Wiener Gewerbetreibende und Kaufleute zu einem Zins - ¬

fuss von 6 Prozent ,also der Hälfte dessen ,was heute immer noch Kreditneh¬

merder Bankzu zahlenhaben ,DarlehenimBetragevon13 ' 7MillionenSchilling
ausgegeben .
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Auch bei der Stederpolitik haben wir das Gewerbe begünstigt

Im Gegensatz zu den meisten anderen Länderr haben wir die kleinen Werk- ¬
stätten und Geschäftslokale nur mit einer ganz niedrigen Steuer belegt
und grössere Lokale gegenübergrösseren Wohnungenbegünstigt ,währendman
anderwärts umgekehrtverfahren ist .Wir hatten bei der Nahrungs -oderGenuss- ¬
mittelabgabe die Steuer nach der Leistungsfähigkeit der Betriebe eingerich¬
tet und zumBeispiel fünf Sechstel aller Wiener Gastwirte von derSteuer

freigelassen .Erst als unsere Steuer aufgehoben und eine neue imEinver - ¬
nehmen mit der Bundesregierung gemacht werden musste ,kam man zu einem
mechanischen System ,das heute allgemein als unrichtig empfunden wird .

So lange die Geme inde die Kraftwagenabgabe einheken konn - ¬
te ,hat man erklärt ,diese Steuer sei eine Hemmungfür die Entwicklung des
Autoverkehrs und ihre Unerträglichkeit gegeisselt .Damals waren nur die

Personenautos besteuert,nicht das Motorrad ,nicht der Lastkraftwagen .Das
Autotaxi zahlte sechs Schilling monatlich .Seitdem die Gemeindesteuer
aufgeheben ist und der Bund seine Kraftwagenabgabe und seine Benzinsteuer

jährlich ,
gemacht hat ,zahlt ein Motorrad 50 bis 140 Schilling /( Hört ' Härt !bei der

Mehrheit ! )ein Lastdreirad 150 Schilling ,( Hört ! Hört ! beider Mehrheit )ein
5 Tonnen- Lastkraftwagen ,der täglich 100Kilometerfährt ,7000Schillingim
Jahr ( Lebhafte Hört - Hörtrufe bei der Mehrheit ) .Die 6700Wiener
Lastkraftwagen ,die früher keine Steuer zu leisten hatten ,sind jetzt mit

einer Steuervonrund7 MillionenSchillingbelastet(Hört!Hört!bei
den Sozialdemokraten ) .Ein Taxi ,das der Gemeinde72Schilling jährlich zah¬
len musste ,zahlt ietzt 990 Schilling .Eine sorgfältige Berechnungergibt ,
dass der WienerAutoverkehrjetzt 18 ' 3Millionen Schilling Jahressteuer auf¬
zubringen hat ,mehrals dreimal so vel ,als die Geneindegefordert hat .
( Hört ! Hört !bei den Sozialdemckraten ) .Nicht die angeblichwirtschafts¬

feindliche Gemeindevewaltung ,sondern der Bund hat der Wiener Industrde
und dem Handel diesa Steuer auferlegt .

Man klagt über die Fürsorgeabgabe der Banken .Aber die Zen¬
tralbanksteuerdes Bundesmachtmehraus als die ganzeFürsorgeabgabe ,die
die Kreditinstitute zu zahlen haben ( Hört ! Hört !bei denSozialdemokraten ) .

Die Lustkarkeitssteuer ,über deren Höhe so oft geklagt
wurde ,ist heute in vielen Fällen nicht grösser ,als die Warenumsatzsteuer ,
die von den Lustbarkeiten gezahlt werden muss .Als die Gemeinde vor zehn

Jahren eine Luxuswarensteuer von 12 Prozent einführte ,galt das als uner - ¬
träglich .Heute erreicht die Warenumsatzsteuer für lebenswichtige Bedarfs - ¬
artikel eine solche Höhe .

Wenndennochimmerwiederüber die WienerSteuerngeklagt
wird ,so ist das verständlich ,weil bei dem schlechten Stande der Wirtschaft
die Steuern fühlbarer werden .Aber die Geme inde hat sich auch hier anzu¬

passen versucht .Sie hat vom Jahre 1930 an sieben Steuern ermässigt und
bei der Erhöhung der Wohnbausteuernichts anderes als einenKrisenbeitrag
für Arbeitsbeschaffung verlangt .Der Bund hat ,um sein Budget auszuglei¬
chen ,eine Reihe schwer wiegender Steuererhöhungen vorgenemmen und will im

Jahre 1933 einen Ertrag erreichen ,der nur um ' 5Prezent hinter dem Er¬

trag der Bundesabgaben im Jahre 1928 zurückbleibt .Die Gemeindeabgaben sind
für das Jahr 1933 mit einem Betrag veranxchlagt ,der um 20 Prezent hinter
ihrem Ertrage vom Jahre 1928 zurücksteht .

Mit Recht bekämpfen die Gemeinden den Grundsatz des Bun - ¬
des ,dass er zwar für sein eigenes BudgetVorsorgetragt ,den Gemeindenaber
keineMöglichkeitfürgleichesTunlässt .Abernochwenigermöglichistder

711



VII .Blatt
Herausgeberundverantw .Redakteur:
FRANZ XAVER FRIEDRICH

Wien ,am

Standpunkt ,dass es zwar dem Bund erlaubt sein soll ,die Wirtschaft stär - ¬
ker zu besteuern ,wenn er es für notwendig findet ,dass aber die Gemeine
dann die Pflicht habe ,Entlastungen herbeizuführen,um die Lageorträgli¬
cher zu gestalten .Eine solche Arbeitstoilung in der Steuerpolitik kann
es nicht geben .Denn auch die Gemeinden haben ihre Verpflichtungen undAuf - ¬
gaben ;sie sind in der Krisenzeit nicht kleiner ,sondern grössergeworden .

Es war notwendig,die Ausgaben für das Wohlfahrts -undGesundheitswesen
trotz der Verringerung der Einnahmenum100 Millionen Schilling aufder - ¬
selben Höhe zu erhalten .Man mag einwenden ,dass dies bei gestiegenem Elend
zu wenig sei .Aber wer gerecht urteilt,wird dennoch sagen ,dass es eine
ausserordentliche Leistung ist . Wirhaben unsere Ausgaben für die Schule

in den letzten Jahren auf ungefähr gleicher Höhe zu erhalten vermacht .
Fürsorge und Schule erfordern mehr als die Hälfte der Mittel desVoranschla¬
ges .Innerhalb der Fürsorge spielt die Jugendfürsorge auch finanziell
eine grosse Rolle .Zusammenmit den Ausgaben für die Schule ergibt sich
ein Betrag von mehrals 100 Millionen Schilling ,den die Gemeindefürdie
heranwachsende Jugend verwendet .

Auch jetzt muss es unser Bestreben sein ,möglichst viel
der Wirtschaftzugutekommenzu lassen .Wirhaben47 MilliorenSchilling
für Investitionen im Voranschlag ,daneben 60 Milliznen Schilling für Er - ¬

haltungsarbeiten ,Lebensmitteleinkäufeunddergleichen ,die auchdemMarkte
zugute kommen ,dann noch 20 Millionen Schilling Investitionen derstädti¬
schen Unternehmungen .Alles bescheiden und zu wenig ,verglichen aber mit
den Leistungen anderer Körperschaften immer noch viel .Wir führen die
Wohnbautätigkeitweiter und wollen unsere Versprechungenerfüllen .Nachden
60 . 000Wohnungensollen weitere 20 . 000gebaut werden( LebhafterBeifall
bei den Sozialdemokraten ) .DasTempoergibt sich aus demErtrage ,dendie
Wohnbausteuer liefert .

Heutemussganz Wienfür eine Bolitik Danksagen ,diedie
Stadt nicht mit grossen Anleihen belastæt hat ( Lebhafter Beifall bei denSo- ¬
zialdemokraten ) .Wir wärensonst in denselben Schwierigkeiten wieandere
Städte undmüssten entweder den Steuerdruck wesantlich verschärfen oder

unsere Gegenwartsverpflichtungen arg vernachlässigen .Damit will ich freilich
nicht sagen ,dass ich eine Anleihepolitik der Gemeinde für alle Zeiten und
unbedingt ausgeschaltet wissen will .( Zwischenrufe ) .Es könnenAugenblicle

kommen ,in denen für eine Uebergangszeit ein gewisses MassvonVerschuldung
notwendig werden kann .Aber diesen Zeitpunkt muss man sich sorgsam aussu - ¬
chen und auch das Ausamss und den Zwedk sorgsam festlegen .

Selbstverständlich streiten öffentliche und private Wire
schaft miteinander darüber ,inwieweit der Ertrag der privaten Wirtschaft

in Anspruch genommen werden soll .Auch die ,die eine
Uebersteuerung wahrzunchmen glauben und darüber klagen ,wünschen
eft in einem Atem die Ausdehnung der Aufgaben der Gemeinde .( Zwischenrufe ) .
Sicher ist ,dass die private Wirtschaft durch die Krise so viel Unheil
angerichtet hat ,dass nur das Eingreifen des Gemeinwesensdas Lebenüber - ¬

haupt noch erträglich zu gestalten vermag ( Lebhafter Beifall bei den Sozial¬

demokraten )und dass gerado aus demVersagender privaten Wirtschaftund
aus der privatkapitalistischen Behandlungaller Wirtschaftsfragen ,diena¬
turgemäss,trotz aller Predigten,egoistisch bleibt ,in der heutigen Gesell - ¬
schaft immerneueAufgabenfür das Gemeinwesenerwachsen .WennderUnterneh¬
mer seinen Betrieb wegen Ertragslosigkeit reduziert oden apennt



tal zu retten ,so erwachsen dem Gemeinwesen neue Aufgaben aus der Sorge
um die Menschen ,die auf die Strasse gesetzt werden .Dazu braucht aber das
Gemeinwesen wieder die Mittel ,ob es sich jetzt um den Bund oder umdie
Gemeinde handelt .

Mag æin ,dass man da manchmal in schweren Zeiten voneiner
gewissen Wegsteuerung des Kapitals nicht ganz mit Unrecht sprechen kann .
AberKapital ist in Oesterreich auch anders/durchWegsteuerungoft
genug verlorengegangen ( Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten ) .Eine

lässige Bankenwirtschaft hat Verluste von mehr als einer Milliarde herbei¬
geführt ,die den Staat zu hoch verzinslichen Anleihen gezwungen haben und

schwerergdie der Wirtschaft durch eine dauernd hohe Bankrate Lasten auf - ¬

erlegt haben als alle Steuern .Die Ordnung im Gemeinwesen aufrechtzuer - ¬
halten ,ist nicht eine blosse Polizeiangelegenheit ,die mit dem Gummi¬

knüttel gelöst werden kann .Sie muss durch die Erfüllung der sozialen Pflich - ¬

ten gelöst werden ( Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten )unddie
notwendigen Geldmittel hiezu mässen beschafft werden .

Ich habe schon an anderer Stelle gesagt ,dass ich die
bestehendenGemeindesteuernnicht als ein unantastbares Idealbetrachte .
Das hat auch mein Vorgänger nicht getan und er hat selbst wiederholt
Steuerermässigungen vorgeschlagen ,wennder richtige Zeitpunkt dazuda
war .Aber man muss zwe ifellos unterscheiden :In einer Zeit aufsteigender
Wirtschaft kann eine Steuerermässigung Antrieb und Belebung bedeuten und
muss letzten Endes die gesamten Einnahmen nicht schmälern .In einer Zeit

wirtschaftlichen Niedergangessinken die Steuererträgnisse autenatisch .
Senkungen der Steuersätze noch dawzu ergeben so starke Verminderungen der
Einnahmen ,dass man sie nur verantworten kann ,wenn man auch die Ausgaben

sofort entsprechend vermindrt .Wir haben aber in unseremVoranschlage
keine überflüssigen Ausgaben .Man kann über irgendwelche kleine Posten

verschiedener Meinung sein ,aber nicht über solche ,die finanziell eine

wirkliche Rolle spielen .
Steuerregelungen nach unten sind auch deswegenschwr ,

weil kein Beruf geneigt ist ,gerocht zu sein und jeder begreiflicherweise
nur sein eigenes Interesse ,sicht .Kaum einer würde verstehen ,dass man

nicht ihm ,sondern einem anderen Berufe Erleichterungen schafft . Soentsteht
gleich ein grosses Problem ,dessen Lösung nicht einfach ist .Eine Kritik
ist von vorneherein unfruchtbar ,wonn sie sich nur in allgemeinen Klagen
ergeht ,alle Pflichten ,der Wirtschaft Erjeichterungen zu schaffen ,nur auf
die Gemeinde wäktz und übersieht ,dass das Schicksal dor Wirtschaft

nicht von den Gemeindesteuern ,sondern vor allem von der ganzen Wirt schafts - ¬

politik abhängig ist ,soweit es überhaupt im Rahmen des eigenen Landes beein¬
flusst worden kann .Die Kritik bleibt unfruchtbar,wenn sio nicht im ein¬

zelnen anzugeben vermag ,welcher Abbau an Steuern und welcher Aufbau von

Steuern im Rahmen der der Gemeinde zustchenden Kompetenz erfolgen soll .

Wenn man auf der einen Seite Anträge stellt ,die eine Steigerung der
Ausgaben der Gomeinde um Dutzende Millionen zum Inhalte haben ,und auf der

anderen Seite über die Wegsteuerung des Kapitals klagt,kommt man nicht vor - ¬

wärts .Mit Rocht hat die Mehrheit der Wiener Bevölkerung eine solche Kritik

soit einem Jahrzehnt zurückgowiosen .Heuto muss man insbesondere auch
sagen ,dass das ganze Steuerproblem nicht nur unter dem normalen Gesichts¬

punkt der Beschaffung von Einnahmen zu betrachten ist ,sondern dass es
sich umOpfer zur Bekämpfungder Not handelt ,an denen die Opferndenletz - ¬
ten Endes vielleiht dasselbe Interesse oder mehr Interesse haben ,als die ,
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deren Not durch die Opfer gelindert werden soll .Noch ein anderer Gesichts¬

punkt darf nicht vergessen werden :Das Vetorecht der Bundesregierungbis
zum Jahre 1935 ist ein Hindernis für die freie Entscheidung der Gemeinde in

Steuerfragen .Man wird sich daher schon unter diesem Gesichtspunkt jedes

Vorgehen sorgfältig überlegen müssen .
Unter den Ursachen der Verringerung der Gemeindeeinnahmen spielt

quch die Abgabenteilung eine grosse Rolle ,Manhat uns imvergangenen
Jahre nach dem damaligen Stande der Ueberweisungen einen Betrag von
35 Millionen Schilling genommen .Zieht man die Verringerung der Bundes¬
steuererträge in Betracht ,von denen wir Anteile bekommen ,soergibt

sich als Verkürzung für das Jahr 1933 ein Betrag von etwa 20 Millionen

Schilling .Ich bin sehr dankbar ,dass Herr Stadtrat Kunachak kürzlich

im Nationalrat selbst Verwahrung dagegen eingelegt hat ,dass etwa ein
solcher Aderlasa an Wien wiederholt werde .Wir gönnen allen andern Ländern
und Gemeinden in Oesterreich das Beste ,aber wir müssen auch auf unsere
Rechte für Wien bestehen .Eben jetzt wieder unternimmt die Bundesregie¬
rung mit ihrer Steuereinhebungsvorlage einen Angriff auf Wien ,der beträcht¬

liche finanzielle Wirkungen haben müsste .Sie will in Zukunft die Bundes - ¬

steuern selbst einheben ,aber uns den ganzen - parat überlassen ,der Jahr¬
zehnte auch für den Staat die Arbeit besorgt hat und in Wien - wohlnicht
zur Freude der Steuerzahler - einen Wettlauf der Steuerexekutoren ver¬
anstalten .Aber wenndie christlichsozialen Wiener Abgeordneten danicht
mittun ,gibt es im Nationalrat für dieses Gesetz keine Mehrheit .Zu¬
stimmung bei den Soz ,dem . )

Zu unserer Selbstbehauptung gehört auch die richtige Einstellung
zu den Monopolbetrieben der Gemeinde .Es war gewiss eine grosse Tat ,
die Gas -und Stromerzeugung und die Strassenbahn vor drei Jahrzehnten

zu sozialisieren ,wenn das damals auch nur bedeutet hat ,die Gewinne
dieser Unternehmungen dem Privatkapital zu entreissen und der Gemeinde
zuzuführen .Aber es war auch ein grosser Verdienst ,das die gegenwärtige
Verwaltung für sich in Anspruch nehmen darf ,diese Betriebe ,die imKriege
heruntergewirtschaftet worden sind ,wieder instandzusetzen und in der Zeit
der Inflation mit einer richtigen Tarifpolitik trotz aller demagogischen An¬
feindungen im Gemeindebesitz zu erhalten .Die schwere Wirtschaftskrise nimmt
jetzt auch diese Betriebe mehr oder minder hart mit .Sie mit den richtigen

Methodenvor jeder Gefahr zu schützen ,gehört auch zu den grossenAufgaben ,
die wir gegenwärtig haben .

Jede Verwaltung hat die Pflicht ,ihr Dasein immer wieder durch ihre
Leistungen zu rechtfertigen .Sie hat Rechenschaft zu geben und sie hat
Programm zu machen .So soll der Voranschlag aufgefasst werden .Mit
gutem Gewissen empfehle ich seine Annahme .( Stürmischer Beifall bei den

Soz .dem . )
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Die Generaldebatte über den Voranschlag und die Spezial¬

debatte über die VerwaltunggruppeIg werdenunter einemabgeführt .
Stadtrat Kunschak ( chr . soz . ): 14 Jahre haben wir das

SystemBreitner bis zur Neigeausgekostet undsindjetzt davonüberrascht ,
dass dieses Systemsein Endegefundenhat und dass an seine Stelle ein

anderes treten soll .Wer die persönliche und sachliche Auswirkung heute
beobachtet hat ,die dieser Wechsel in der Person des Finanzreferenten her¬
beiführte ,erinnert sich unwüllkürlich an das Wort :Es kommtselten was
besseres nach ( Lebh .Beigall bei den Chr . )Dassteuerzahlende Wienist vom
Regen unter die Traufe gekommen .Der frühere amtsführende Stadtrat hat den
Vorzuggehabt ,dass er ein fachlich hochgebildeter Mannund eine ganzaus - ¬
serordentliche Arbeitskraft war .DiesebeidenschönenEigenschaftennament¬
lich die erstere hat nur schwer darunter gelitten ,dass er sich umRahmen
einer Weltanschauungbetätigen musste ,die nun einmal nichts Guteshervor¬
zubringenvermag( Lebh .Beifall . d .Chr .soz, ) .Mansagt manchmal ,dieDenkweise
der Juristen sei durch ihr Studiumetwas verkrüppelt ;beimFinanzreferenten
Breitner ist das Fachwvissensicher sehr stark belastet wordendurchseine
sozialdemokratäsche Ueberzeugung ,der er in allen seinen Massnahmen bis zu

den letzten Konsegeuenzenglaubte treu bleiben zu mässen .Auchdarinhat
sich eine gewissegute Eigenschaft des Finanzreferenten gezeigt .Manwusste
immer ,woran man bei ihm ist . Erist sich und seinen Grundsätzen in allen

seinen finanzpolitischen Massnahmen treu geblieben ,mit einer einzigen Aus - ¬
rahme ,dass er nämbich im Jahre 1922 behauptet hat,seine Steuern seien In¬
flationssteuern undmüsstensofort bei geändertemWeldwertverschwinden.
Aper in allem anderen wusste man ,das ist der Brei tner ,derfinanzpolitiskhe
Repräsendenteiner sozialdemckratischen Gemeindewirtschaft ,der vondiesem
Wegin nichts ahzubringenist . Wirhabendafür nichts Bessereseingetauscht .
Dennheuteha benwir zwarein StückVerleugnungBreitnerscherGrundsatz-¬
politik gehört .Derjetzige Finanzreferenthat gesagt,erstehedurchaus
nichtaufdemStandpunkt ,dassandenStarnderGemeindenichtsgeändert
werdenkönne .Daswäreeigentlich eine sehr verheissungsvolleMitteilung .
Aber es war unschwer zu exkennen ,dass das ein blosses Lippenbekenntnis
wæ. WährendBreitner sein starres Nein mit männlicher Offenheit in dieWelt
hinaus und den WienerSteuerträgern ins Gesicht geschmettert hat,hat der
neue Finanzreferent seine freundliche Geste hinschtlich der Forderungnach
Aenderung des Steuersystems dam doch wieder in den Speichel rahulistischer

Redensarteneingewickelt ,sodassdenBissengar kein Hundmehrfressenkann
( HeiterkeitundBeifall . . Chr. soz . )Ich musssagen ,mirdestensappettit¬

licher war das ,was Stadtrat Breitner als Richtschnur seiner Finanzpolitik
ge legt hat .Der heutige Finanzreferent unterscheidet sich auch in demeinen
von demgeweserenReferenten ,dass der frühere sein Referat mit einerDar¬
stellung allgemein wirtschaftpolitischer Art eingeleitet hat ,die esver¬
mied ,irgendwelchePolemikenzu führanunddass er danneinanschauliches,
seine Ansichtenklar wiedergebendesBild über die Grundlagen ,Ziele undRicht¬
linien des Budgetes gab ,während sich der heutige Referent darin gefallen
hat ,die Polemikeines Agitators in einer Volksversammlungzu führen( Lebh .
Peffall . . Chr . soz . ) ,um sich damit gewissermassen den Hintergrund zu
schaffen ,von demsich sein dürftiges Budgetvorteilhafter abhebensoll .
Er wardabeiwahrscheinlichder Meinung ,die grosseMassebleibt vondemIn¬
t desBudgetsohnehinvollständigunberührt ,dieheutigeZeitdurstet

so sehr nach Polemik ,Kritik ,eventuell auch nach Beschimpfungenundungerecht¬
fe rtigten Angriffendes Gegners ,da füttert mandie Massedamit ,dannIst
die Einführungsredeviel wirkungsvoller( Lebh .Beifall. . Chr. soz. )715
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St .R .Kunschak beschäfigt sich sodann mit den einzelnen
Gemeimeabgaben ,und zwar zunächst mit der Abgabe von unverbauten Grund¬

flächen .Diese Abgabe ist in ihrer Konstruktion eine ganz entsetzliche

Missgeburt ,wie auch aus verschiedenen Aeudserungen ihres Schöpfers hervor¬
zu

geht ,der im übrigen in offener Gemeinderatssitzung/sagte ,er wolle nur

die erste Auswirkung der Abgabe abwarten und dann an ihre Rekonstruktion

schreiten .Heute drei Jahre nach der Beschlussfassung über dieses Gesetz
ist an der Abgabe noch nichts geändert .Die Gemeinde verpachtet grosse
Grundkomplexe ,die sie besitzt weiter .Diese Gründe sind mit der Bodenwert¬
abgabevonunverbautemGrundbelastet .Die . Steuer wird auf denPächter
überwälzt - Heutesteht auf dr Tagesordnung der Antrag auf einen Zuschuss - ¬

kredit von 150 . 000Schilling ,der damit begründet wird ,das s die Vorschrei - ¬
bung der Bodenwertabgate für die Gemeindegründefür die drei Jahre 1930
bis 1932 nun nachträglich erfolgt .Eine Steuer ,deren Vorschreibung drei Jah - ¬

re erfordert trägt an sich schon das Merkmal der Unmöglichkeit .Für die

Gemeindeist das sehr einfach ,da sie sich die BedeckungvomPächter holt .
Aber auf den Pächter wird nach 3 Jahren die Abgabe überwälzt ,Nunerfährt

pn
das Pächter auf einmal ,dass der Grundwert ,den er :etwarf Schilling an - ¬

genommen hat ,jetzt von der Gemeinde mit 30 Schilling bemessen wird .Es er¬

gibt sich daher e ine mehr als vierfæ he Steigerung der Bodenwertabgabe ,
die der Pächter jetzt auf einmal leisten soll ,für die er aber keine Be¬

deckung hat .Ein anderer Bodenbesitzer hat die Möglichkeit,gegen die Fest¬
stellung des Grundwertes zu berufen .Der Pächter kann das nicht ,weil nicht
ihm ,sondern der Geme inde die Abgabe vorgeschrieben wurde und die Gemeinde

sich nicht veranlasst findet ,gegen die zu ihren Gusten vorgenommene Ueber¬

bemessung Stellung zu nehmen .Nach der Konstruktion des Gesetzes könnte die
Gemeindeihre Pächtergeradezuenteignen ,da sie in der Einschätzungihres
Grundes ganz frei ist . Esergibt sich daraus ,dass sowohl das Pächter¬

schutz -wie das Mietenechutzgesetz für die Pächter der Gemeinde Wien aus¬
geschaltet erscheinen .Dazu kommt noch ein weiterer Ums tand :In der ganzen
Welt ist es ein bodenpolitischer Frundsatz ,dass der unverbaute Grundnur
unter demGesichtswinkelt geste uert wird ,der Grundspekulationentgegenzu - ¬
wirken und Baugrund für die Bautätigkeit freizumachen .Aber auch der Hof
jedes Wohnhauszs ,von dem man wünschen müsste ,dass er mo lichst gross sei
und der gar nicht Gegenstand der Spekulation sin kann ,wird mit dieser

Apgabe belegt .Ebenso jeder Garten .Das ist unsinnig und ungerecht zugleich .
Wir stellnn daler folgenden Antrag : Aeramtsführende Staftrat der Ver - ¬

waltungsgruppe wird beauftragt,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzes - ¬

vorlage zu unterbreiten ,durch welche das Gesetz betreffend die Bodenwert - ¬
abgabe von unverbauten Grundflächen der in Aussicht gestellten Revision
zugefülært wird ,wobei auf Pacht - undgewerbliche Nützungsgrundflächen be¬

sondere Rücksicht zu nehmen ist .( Lebh .Beifall b .d .Chr .soz .

Der Finanzreferent hat sehr beweglich und mit Recht über
den starken Rückgang unseres Exportes geklagt ,wenn auch seine Motivierung
total falsch war .In allen Staaten tun die öffentlichen Faktoren alles ,um
den Export zu beleben .Die GemeimeWienbelastet die Exportproduktegerau
so mit der Fürsorgeabgabe wie die für den Inlandmarkt bestimmten
Produkte .Dabei sind die österreichischen Exportwaren sogerannte Qualitäts¬

waren ,bei dnen mehr als bei anderen „ aren der Prozentsatz des Arbeits - ¬

lohnes überwagt ,sodass die Fürsorgeabgabe für die Preisbildung eine noch
grössere Rolle spielt als für die Inl andware .Man muss sich entschliessen ,
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n de Frag der Fürsorgoabgabe einen anderen Weg als bisher zugehen .
Wir haben in der Beziehung schon Anträge gestllt und wir wiederholen heu - ¬

te den Antrag,dass der amtsführendeStadtrat der VerwaltungsgruppeII be- ¬
auftragt wird ,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzesverlage zuun¬
terbreiten ,durch welche das Gesetz betreffend die Fürsorgeabgabedahin
geändert wird ,dass die auf die Gehalts -und Lohnquote für die in das Aus -
land ausgeführten Waren entfallende Abgabe rückwergütet wird ( Lebh .Beifall

b . . Chr .soz . ) /Hinsichtlich der Nahrungs -oder nussmittelabgabe hatsich
der Referent daran gestossen ,dass das Gesetz zu sehr mechanisiere und .

zu Schädigungenführe und er hat angedeutet ,dass an demGesetz dieBundes- ¬
verwaltungSchüldtrage .In Wirklichkeitist dieses Gesetzein Kindeingehen-¬
den Verhandlungen zwischen den Finanzminis ter des Bundes und demFinanz - ¬
minister der Gemeinde ,Es ist also ein Baktiertes Gesetz,für das Bundund
Gemeinde die gleiche Verantwortungzu tragen haben .Dadie Zustimmungdes
Finanzreferentender Gemeindezu demGesetzerfolgt ist ,ist es geradzuein
lächerlicher Versuch ,sich der Verantwortung entziehen zu wollen .Beide
Te ile waren der Meinung ,ds werdepfmit dem Gesetz etwas Gutes gemacht .Die
Erklärungdafür ,dass die SacheamEndedechnicht stimmt,liegtlediglich
darin ,dass es damalsdie Unterhändlerder Gemeindean der notwendigenAuf- ¬
richtigkeit gegenüberdemFinanzmindsteriumhabenfehlen laysen .DirGrund¬
tendenz des Finanzmintsteriumswar es ,den Steuerträgern mindestens 6Millio - ¬
nen im Jahr zu ersparen ,den Ertrag der Steuern von etwas über 17Millionen
auf höchstens 10 ' 6im Jahr herunterzudrücken .STr .Breitner hat damalsdie
Befürchtung geäuseert ,dass die Skala den Ertrag von 1e ' 6Millionen nicht
bringenwerde ,währendich die Meinungvertrag ,dasssie einenweithöhe-¬
ren Ertrag sichere .DasMaterial ,auf Grunddessen manzu einemflüssigen
Ergebnishätte kommenkönnen ,ist das Geheimnisdes WienerMagistrats und
des Herrn Breitner .Wirwarenauf Kombinationenangewiesen .In dasGesetz

da
wurdenundie Bestimmunghineingenommen,/wennBreitrerRechthat ,dieGe¬
me inde eine Nachtragsvorschreibung vornehmen kann ,während ,wenn ich Recht
habe ,eine Reduktion der Skalastufen vorgenommenwerden sell .Darauf hat man
sich darauf geeinigt ,immermit der Tendenz ,von 17 auf 10 ' 6Millionenher¬
unterzukommen .Nun haben sich die Verhältnisse seit dem Jahre 1931,wesentlich

geändert .InfBlge der unerhört scharfen Wirts chaftskrise ist dasSchankgewer¬
,dessen Ausübungnicht unerlässlichen Lebensbedürfnissen dient ,am
ersten zumHandkussgekommenund der Umsatzist in allen Betriebenganz
fürchterlich zurückgegangen .Diese Tatsache kann man doch nicht demSchank¬

in der Skala
gewerbezur Last legen . Wärekeine Veränderung/eingetreten .so hätte Herr
Breitner auch nicht 17,sondern nur 8 oder 9 Millionen hereingebracht .Dann

hätte die Gemeindediesen Verlust ebensowie bei einer ReiheandererAbgaben
zu ihren Lasten buchen müssen .Der Antrag ,dass von einer Nachzahlungabgesehen
wird ,ist wirklich nur eine Demonstration ,die den wahrenSachverhalt
verdunkelt .Eigentlich braucht man diesen Beschluss nicht ,es wäreeinfach
vonder Finanzverwaltungdie Tatsachezur Kennthiszu nehmen ;dass nichtin¬

folge Versagens der Skala ,sndern infolge Schrumpfung des Umsatzes sich
dieser Minderertrag ergeben hat . Wennaber der Finanzreferent aufdiesem
Antrag besteht ,so können wir darin nur die feierliche Bestätigung dafür er - ¬
blicken ,dass unsere Stellung in dieser Frage einen solchen ErfolgerzieltCyn

hat ,dass sich eben auch die sozialdemokratische Mehrheit nichtentziehen
kann . Esist das eine Ehrung ,nachder ich wirklich nicht gegeizthabe .

Die Wertzuwachsabgabe ist auf einer notorischen Lügeaufge¬
baut .BeimRealitätenverkaufgibt es keinenWertzuwachs ,da dieallergünstigsten717
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Kaufpreise heute noch zumind est/zu ho Prozent unter dem Vorkrieg swert
liegen . Esist also nicht nur kein Wertzuwachs ,sondern ein starker Wert - ¬
verlust . Zuverstehen ist es noch ,wenndiese Abgabedort eingehoben
wird,wo es sich umoffensichtliche Spekulationen handelt .Das müssteaber
im Gesetz ausgesrochen sin . Wirbeantragen daher den amtsführenden Stadtrat
der Verwaltungsgrzppe II zu beauftragen ,demGemeinderat eine Novellezum
Gesetz betreffend die Wertzuwachsabgabe von Liegenschaften vorzulegen ,
wonachdie Uebertregung von Liegenschaften der Abgabedann nicht unter -
liegt ,wennder massgebendeErwerb vor dem1 .Jänner 1919 erfolgt ist .

EinemKapitel ,der Frage des Bürgerspitalsfonds ,ist der
Referent aus demWegegegangen ,Es ist auch das ein Erfolg unsererPartei ,
was ich sehr gern kuitiere . : * .Der Fonds
ist durch die Inflation ,durch die Entwertung des Grund -undHausbesitzes
passiv geworden ,seine Einnahmensind versiegt .Die Gemeinehat die Pflicht ,
an seine Stelle zu treten .Sie erfüllt diese Pflicht mehr schlecht als
recht .Zuerst hat mansich die Praxis zurechtgelegt ,über denGrundbesitz
des Fonds so zu verfügen ,als ob es sich umherrenloses Gut handelt .Unsere
Angriffehabendazugeführt ,dass mansich entschlossenhat ,dieBehandlung
dieses Besitzes auf die Basis eines Zwecktermögenszu stellen .Manist
danndazugekommen,wennmanBaugründedes Fondsfür ZweckevonWohnhaus-¬
bauten verwendethat,sie demBürgerspitalfonds zum/üblichenPreisabzukau¬
fen und Hat sich endlich entschlossen ,für die Gründe ,die mannicht
käuflich erworben ,aber : ,verwendet hat ,einen Pachtzins in der Höhe
von 1 Frozent zu bezahlen .Ein gauslicher Zustand,wenn man bedenkt ,dass
der Wert der Gründe nicht valorisiert wurde . Wirhaben dagegen angekämpft

und wie aus dem Büdget ersichtlich ist ,istes uns gelungen ,die Gemeinde - ¬

verwaltungzu veranlaasen ,dass vom1 .Jänrer an die PachtgründedesFonds
mit 3 Prozent verzinst werden .Dass ist wohl ein bedeutender Fortschritt .
Es ist aber noch immervollständig ungenügendund beschämend .Denndie
Gemeinde verzinst dem Fonds die Beträge die sie ihm ) .bevorschusst ,
mit dem doppelt hohen Zinsfuss .Das ist der Höhepunkt der Schäbigkeit . ? .
Manmüsste entweder die Zinsenforderungan den Fond auf 3 Prozent ermässigen
oder die Zinsenforderungdes Fondsauf die jeweilige Bankrate ,das sindge- ¬genwärtig 6 Prozent erhöhen .

Die Wohnhausverwaltung steht vor der ernsten Gefahr ,dassfür die Erhaltung der Bauten ungenügend vorgesorgt ist . Heute geht die Sache

noch ,da die meisten Häuser relativ jungen Datums sind und eine Reihe von
ihnen noch in der Haftpflicht der Unternehmungenist .Es besteht eineRück¬
lage von rund 9 Millionen bis Ende dieses Jahres und ausserdem ist imVoran¬
schlag vorgesehen ,dass aus demMietzinserträgmmis des Jahres 1933!
Millionen als Rücklgge für die Erhaltungskosten reserviert werden .Dassind
shheinbar grosse Summen .Wenn man aber bedenkt ,dass die Wohnhausanlagen ,wie
STR. Webersagte eine Ausdehnungin der Grösse der Stact Wienshaben ,soer - ¬
gibt sich ,dass mit diesen Rücklagen das Auslangen bald nicht wird ge - ¬
funden werden können .Aber auch für Erneuerungsrücklagen ist nicht gesorgt .
All das zeigt ,dass Ihr Ohnbauprogrammnicht von sachlichen sondern nurvon
politiscen Erwägungen diktiert war .( Lebhafter Beifall . d .Chr .soz . )
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DerReferent hat auch vonder NotwendigkeitvonInvestitionenge¬
sprochen .Wiees die Sozialdemokratenmit dieser Erkenntnishalten ,
beweisen schon die Wohnhausbauten .Im Sahre 1930 haben sie für Wohnhaus- ¬
bauten 93 . 1Millionen verausgabt ,im Jahre 1931 80 . 7Millionen ,imJahre
1932 sind nur mehr50 Millionen veranschlagt ,die sicher nicht verausgabt
werden ,und für 1933 sind nur mehr 1o . 9" ' llionen veranschlagt .DieAuf¬
wendungen für Wohnhausbauten allein sind o gegenüber dem Jahre 1930
um 52 Millionen ,also um mehr als 60 Prozent herabgesetzt .Nimmtman
den Voranschlagder Hoheitsverwaltunginsgesamt ,so wurdenfürWert¬
vermehrende Investionen im Jahre 1930 117 . 1Millionen verausgabt ,im
Jahre 193196 . 7Millionen ,im Jahre 1932warennur mehrveranschlagt
63,8Millionen ,vondenenschongrosseAbsprüchevorgenommenwordensind ,
undfür 1933sind nur mehr13 . 1Millionenvorgesehen .DieAusgabenfür
Investionen wurdenalso seit 1930 um74 .Millionen oder um80Prozent
gekürzt .Mankann also nicht sagen ,dass sich die Sozialdemokratische
Partei bei der Aufstellung des Gemeindebudgetund der Festlegung derGe¬
meindepolitik der Notwendigkeit bewusst war ,durch grosse Investionen

und öffentliche Arbeiten den Arbeitsmakkt zu beleben .Der Not kannnur
durch Arbeitsbeszhaffung abgeholfen werden und dazu hätte die Gemeinde
manche Gelegenheit .DerRednererinnert an seinen am17 .Junigestellten
Dringlichkeitsantrag ,demzufolge die Wohnbauförderungdes Bundesauch
in der Gemeinde eine den Erfahrungen angepasste Nachbildung finden
solle ,und an seinemim Parlament gestellten Antrag ,Grosswohnungen
in Klein -und Mittelwohnungenumzubauen .Dieser Antrag findet imParlamente
die stärkste Gegnerschaftder soz .dem .Partei .( Hört- Hört -Rufebei
den Christl .soz . )Die Gemeindekönnte das ohne Schwierigkeitentun .
DieBodenwertabgabekonverbautemGrundist eine reineZwecksteuer.
Ihre Einnahmenbetragen . 4Millionen ,die Ausgabensind mit900. 000
Schilling veranschlagt . Die Ersparnis von . 1Millionen verschwindetadgependenZeatiggnggg

Gesetzein den allgemeinen Steuergeldern .DerMehr¬
ertrag dieser Zwecksteuerkönnteverwendetwerden ,umdieBestrebungen ,
Grosswohnungenzu teilen ,nachdrücklichst zufördern .

Der Rednerbeantragt : „Ausden Ueberschüssendes Ertragesder
BodenwertabgabevonverbautemGrundwird ein Fondgebildet ,auswelchem
den Hausbesitzern für die Umgestaltung von Gross -in Klein -undMittel¬
wohnungen ,für die Vornahmevon Auf -und Zubauten sowie für die Ausanie - ¬
rung von Klein -und MittelwohnungenDarlehen zu mässigen Zinsengewährt
werden . "( Beifall bei den Christl .soz . )

Die Frage ,woher die Mittel zu nehmenseien ,hat der soz .dem .
AbgeordneteDr .Bauer in der Sitzung des ,FinanzausschussesdesNational¬
rates vom19 .Dezemberbeantwortet .Bauer hat in seiner Redeim
Finanzausschuss das grösste Gwichtdarauf gelegt ,dass dieWirtschaft
durchöffentliche Arbeitenangekurbeltwerde,under hat gesagt ;"Wenn
aber jemandbehauptet ,dass es überhauptunmöglichist ,die Mittelfür
öffentliche ArbeitenundBestellungenaufzutreiben ,so wäredaseine
arge Uebertreibung . "Die Möglichkeit ,der Aufnahmeeiner Anleiheist
bei der GemeindeWieneine grössere als beim Bund ,denn der Bundist
atark verschuldet undhat für seine Schuldenden Ertrag des Tabak -und
Salzmonopolesschon verpfändet ,währenddie GemeindeWiennochriesige
Aktiven vollständig frei hat .

DerRednerstellt den Antrag: „ ZurPeistelunng dererforderlichen
Mittel für die Durchführeng des Wohnhausprogrammessowie für Strassen
herstellungenundKanalbautenwirdeine AnleiheimBetrageven250 .Millionen
aufgenommen.DieVerhandlungenhierübersind sofort qufzunehmenundist
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über deren Ergebnis dem Gemeinderat spätestens bis Ende 1933 Bericht zu
erstatten .

Nach den Ausführungen Dr .Bauers ist nicht zu bezweifeln ,dass
die Mehrheit diesem Antrag mit allen Kräften unterstützen wird .( Heiter¬

keit und Beifall bei den Christl .soz . )

Zu den einleitenden Auführungen des Referenten bemerkt der Redner ,
dass der Voranschlag heute schon nicht wahr ist und dass der Referent
sich in voller Kenntnis dieser Tatsache befindet .In diesem Budget ist
keine Rücksicht genommenauf die Defizite der städt .Unternehmungen,
namentlichjene der Strassenbahnen .Wirhabenuns bisher damitgeholfen ,
den Abgang von einem Jahr immer auf das nächste Jahr vorzutragen .Eswird
aber der Tag kommen ,wodas nicht mehrgehen wird ,und wennes sichnicht
um Gemeindebetriebe ,sondern im Privatbetriebe handeln würde ,hätten die
Strassenbahnen schon längst das Ausgleichs - ,eventuell das Konkursver - ¬

fahren einleiten lassen müssen .Diese Defimite müsstenpflichtgemäss
auf die Passivseite der Voranschlages gestellt werden .( Zustimmungbei
den Christl .soz .) Auch die Pensionskassa ist mit einem Riesendefimit
behaftet und es rückt die Gefahr heran ,dass das Institut zusammen¬
bricht .Derzeit hält es sich nur mehr dadurch aufrecht ,dass die

städt .Betriebe die Pensionsansprüche aus ihren Einnahmendeckenund
die Pensionskassa den städt .Betrieben die Beträge schuldig bleibt .

Diese Dinge zeigen ,dass es umdie Gemeindefinanzen trotz diesemschön
gef ärbten Voranschlag schlecht genug steht .

16 . der Regierung91Der Referent hat/gemeint ,die verfehlte Handelspolitik/und die
Bevorzugungder agrarischen Interessen hätten den Zustandverschuldet ,
indem wir uns heute befinden .Demge genüber muss betont werden ,dass

die zwingenden Bestimmungen des Friedensvertrages Oesterreich ,aber
auch die anderen Staaten in der Führung eines vernünftigen Zoll -und
Handeispolitik schwer behindern .Das Hauptübel liegt in derBestimmungAe
über die Meistbegünstigung , der die ganze europäische Zoll -undHandels¬
politik leidet ,und es ist daher mit grosser Freude zu begrüssen ,dass
auf der Wirtschaftskonferenz in Stresa der gegenäärtige österr .Bundes¬

kanzler eine Lockerung des starren Systems der Meistbegünstigung herbei - ¬
geführt und so neue Voraussetzungen für eine vernünftigere Zoll -undHan¬
delspolitik geschaffen hat .( Lebhafter Beifall bei den Christl .soo . )
Wir hoffen ,dass die neuen Bestimmungen ,die in Stresa festgelegt worden
sind ,die Möglichkeit bieten ,vor allem anderen mit Deutschland in ein

erträgliches handelspolitisches Verhältnis zu kommen ,wie es unserer
wirtschaftlichen Kraft und unserer nationalen Verbundeheitentpricht .
Natürlich spielen in der Zoll -und Handelspolitik auch die Einfuhrbeschränkun

gen eine Rolle ,aber man soll nicht den angreifen ,der von diesem Mittel

zuletzt Gebrauch gemacht hat .Ein Mann ,der ernst genommenwerdenwill ,
sollte es sich überlegen ,vom Referententisch so unmotivierte und unhalt¬

bare Angriffe vorzubringen .( Lebhafter Beifall bei den Christl .soz . )
Auch wennes wahr wäre ,dass die Regierung die agrarischen Interessen
zu stark berücksichtigt hätte ,so wäre darin noch immer nicht das

Recht zu einem Vorwurfgelegen .Die österreichische landwirtschaftliche
Bevölkerung bildet über 15 Prozent der Gesamtbevölkerung und es ist für
die Wirtschaftslage eines Volkes nicht gleichgültig ,in was für einer
WæptschaftlichenSituation sich diese 15 Prozent der Bevölkerungbefinden .
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Wenn diese grosse Gruppe vor dem Zusammenbruch bewahrt 4wurde ,
der nicht nur den Zusammebruch ihrer Existenz sondern auch den Zusammen¬
bruch ihrer Konsumkraft bedeuten würde ,so ist das noch lange nicht

eine einseitige agrarische Politik .Es is auch absolut unrichtig ,dass

die österreichische Regierung in den Zollkrieg mit Ungarn eingetreten ist ,
um die agrarischen Interessen Oesterreichs gegen die ungarische Kon¬
kurrenz zu schützen .Die Kündigung des Handelsvertrages wurde nur deshalb
unternommen ,weil Ungarn die Resourcen des österr .

Marktes für seine agrarischen Produkte in der unerhörtesten Weise ausge¬
nützt und undere Ausfuhr auf den ungarischen Markt mit allen Mitteln

unterbunden hat .Der neue Handelsvertrag bringt einen Grossteil unserer
Industrie die Möglichkeit ,die Wæren nach Ungarn unter bevorzugten Be¬
dingungen auszuführen .Der Erfolg wird davon abhängen ,wie weit der
ungarische Markt konsumkräftig ist ,um die österreichischen Waren in

entsprechendem Umfang aufnehmen zu können .

Was der Referent über die Kraftwagenabgabe und die Bezinsteuer ge¬
sagt hat ,ist ein demagogischer Dreh ,mit dem man in Versammlungen

imponieren kann ,mit dem aber den Gemeinderat verschonen sollte .
EEr weiss sehr genau dass die Benzinsteuer als Zwecksteuer eingeführt

wurde ,um das Strassennetz in Oesterreich endlich einmal in Ordnung zu

bringen ,was auch für das Wirtschaftsleben in Wien ton grösster Bedeutung
ist ,und ich würde nur wünschen ,dass auch die Stadt Wien endlich daran
gehe ,ihr Strassennetz in Ordnung zu bringen .( Zustimmung bei den :
Christl .soz . )Es ist unrichtig ,dass durch die Einführung der Benzin¬

steuer die Wiener Bevülkerung mit 18 Millionen belastet worden ist .Tat¬

sache ist ,dass das Benzin heute genau so viel kostet ,als es bei der Ein¬

führung der Benzinsteuer gekostet hat .Die Darstellung des STR ,Dr .Danne¬

berg ist nichts anderes als eine demagogische Demonstration .Die Benzin¬

steuer hat das gute gehabt ,dass das Benzinkartell gesprengt worden ist .
Die Zinsgroschensteuer findet icht . .den Beifall des Referenten .

Er will da keinen Unterschied zwischen niwelierend und progressiv ,finden ,
weil ihm das besser in seine Demagogie hineinpaast .Unrichtig ist auch ,
dass die Erhöhung der Wohnbausteuer einen Krisenbeitrag für Arbeitsbe¬

schaffung darstellt ,da ja die Gemeinde ihren Wohnhausbau stark ein¬

schränken musste .STR .Dr .Danneberg hat auch erklärt ,dass die Einnahmen

des Bundes um . 5Prozent ,die Einnahmen der Gemeinde hingegen um 16 Prozent

niedriger sind .Dieser blosse Hinweis auf einen budgetären Kniff ist geradezu

lächerlich .Man kann nur Gleiches mit Gleichem vergleichen .ODer Bund hat m
nach der Verfassung mit Wirtschaftspolitischen Problemen fast nichts zu

tun .Die Gemeinde aber hat wirtschaftspolitische Aufgaben zu erfüllen ,sie
hat für die Armen zu sorgen und so fort .Ein Vergleich mit dem Bund ist

daher nach dieser Richtung nicht stichhältig .Wenn STR .Dr .Danneberg

mit grosser Pose darauf verwiesen hat ,dass die Privatbetriebe zugesperrt
werden ,wenn ihre Rentabilität nicht mehr gegeben ist ,so verweise ich

daruaf ,dass die Betriebe und Unternehmungen der Gemeinde Wien ebenfalls

nur nach streng kapitalistischen Grundsätzen geführt werden .STR .Breitner

hat joden Betrieb ,der nicht mehr rentabel war ,zugesperrt ,so Zillingdorf ,
Mauthausen ,Ybbs ,. . w .Mit solchen Mätzchen soll man den Gemeinderat

verschonnn .
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Der Referent hat auch von der Kreditanstalt und von denverlorenen
Milliarden gesprochen .Es gibt gowissniemand ,der nicht dasEreignis
vom Mai 1931 bedauert .Mit Ausnahme der Heimatblöckler haben im National¬

rat alle Parteien für die Bundeshaftung gestimmt .STR .Breitner hat mit
Rechtfür die Zentralsparkassegezittert .Durchdie Verpflichtunghat
der Bund viele Institute vor dem Zusammebruchbewahrt und es ist daher un¬
anständig ,anders zu argumentieren .Wir können nur Folgendes feststellen :
Es ist ein neuer Finanzreferent ,aber das alte System .Es ist ein neuer
Finanzreferent ,was aber geblieben ist ,ist das System der sozialdemo¬

gratischen Gemeindeverwaltung .Dieses Systemist zu verwerfen ,es hatsich
nicht bewährt und es dnückt sich auch in sehr ungünstiger Weise in
demVoranschlagderGemeindeWienfür 1933aus .Deshalbwerdenwirfür
den Voranschlag nicht stimmen .( Beifall bei den Christl .soz . )

STR .Frauenfeld( nat .soz . )bemerkt ,es sei überausinteressant ,
dass zur Beratung des Voranschlagesdie Staatspolizei zwei Vertreter auf
die Galerie entsendet hat .Waswir vomReferenten über denVoranschlag
gehört haben ,wareine Versammlungsrede ,weil ihmwahrscheinlichein
anderes Forumfehlt ,vor demer eine Redehalten könnte .Dieverwaltende
Partei hier unddie Partei ,die imNationalratdieRegierungsmehrheit
stellt ,haben sich heute hier einige Aufrichtigkeiten gesagt ,diegezeigt
haben ,dassdasganzeSystem ,nachdembei unsregiert undverwaltetwird ,
untauglich ist .Wirwerdenkeine unfruchtbare ,sondern einepositive
Kritik üben .Wir haben

schon zur Genüge Vardationen über das Thema
Weltwirtschaftskrisegehört undes sind immerBeschwörungsformeln ,diedie
Rednervonsich geben ,als obes sich bei der vonihnnnbezeichneten
WeltwirtschaftskriseumeineFeuersbrunst,umeinenHagelschlagund

dergleichen handeln würde ,die maneben hinnehmenmüsse .DerHinweis
auf die Krise ,vonder immerwiedergesprochenwird ,kannabsolutnicht
die Absolutionerteilen .In demVoranschlagsind nicht die Zifferner¬
schreckend,sonderndasReferatdesFinanzreferenten .DerBerichtzeigte
keineneueIdee ,seineAusführungenwarenepigonenhaft,eineFortsetzung
dessen ,wasBreitnergesagthat ,eswarerschreckendzuhören ,dassdie
verwaltendeParteidenZeitläufennichtRechnungtragenkannoderwill .

STR .Frauenfeldbespricht danndie Wirtschaftslageimallgemeinen
undbemerkt ,dass voneiner Weltwirtschaftskrisenicht gesprochenwerden
kann .AlsKrisebezeichnetman ,wennein bestehenderZustandvorüber -
gehendgestört ,aber dannwiederhergestellt wird .Dasist abernücht
der Fall ,denndie Wirtschaftslagehat sich derart verändert ,dasssie
zumalten Zustandüberhauptnicht mehrzurückkehrenwird .Europabefand
sichvordemWeltkriegein demZustandunerhörterIndustrielisierung
und diesem Zustand hat der Ausgang des Weltkrieges ein Ende gesetzt .
Die Verhältnisse in der Rohstoffbeschaffung ,die Versorgung der Kolonien ,

alles dies ändertesich vomGrundeauf .Wennvonder Autarkiegesprochen
wird ,spricht manimmerwievonetwasNebensächlichem.Gewissist die
Autarkiekein Ideal ,aber sie ist ein ImmonisierungsmittelgegendenVer- ¬
fall .WasSie als Weltwirtschaftskrisebezeichnen ,ist die Kriseder
die WeltheherrschendenDemokratie,die auchdurchdieAktiengesellschaftenin die Wirtschaft hineingetragen worden ist .Die Demokratie züchtet Ver¬

antwortungslosigkeitsowohlin derVerwaltungwieauchin derWirtschaft .
Demhabenwirzuzuschreiben,wasSieals KrisederWirtschaftbezeichnen.
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Heuteist jeder Lehrbubtotunglücklich ,wenner nicht auf einemMoterrad
fahren oder zumWeeckendnicht mit seinemGrammophonhinausfahrenkann .
Es wirdganzkünstlichein Luxusbedürfniserzeugt .Dennes ist einLuxus,
dass sich jemand ,der nichts zu essen hat ,einbildet,er müsse auf einemMo¬
torrad fahren oder umjeden Preis eine blöd - sinnigeJazzmusik hören .Diese
Erscheinungensind nicht nur vominternationalenKapitalismus ,sondernauch
vominternationalen Marxismusgefördert worden .

Die sogenannteösterreichische Krise ist keine Krisein
demSinne ,dass heute ein Zustand nicht mehr besteht ,der einmalbestanden
hat und dass dieser ehemalsbestandeneZustandwieder hergestellt werden
müsse .Auchdann nicht ,wennmanglaubt ,eine Donaukonföderationschaffen
zu können .Die Nachfolgestattenhabensich im letzten Jahrzehnt einesehr
starke heimischeIndustrie geschaffen . Würdendie heutigenGrenzenfallen ,
sowürdemanin denNachfolgestaatennichtdieFabrikenin dieLuftsprengen.
Wirhättengar keineAbsatzmöglichkeit,jawirwürdenvondenIndustrieen
der Nachfolgestaaten ,die geringereSteuernhaben ,nurunterbotenwerden.
DieseFolgenmüsstensich ergeben,wennmanetwarein mechanischaneine
RekonstruktionvergangenerZustände schreitenwollte .

Hier in Wienkommtzu der österr .Not nochdiespezielle
iener Nothinzu ,die durchdie Unfähigkeitder Sozialdemokratenverschul¬

det ist .DieSozialdemokratenhabendasErbederChristlichsozialenüber-¬
nommenund haben so gewirtschaftet ,als ob Wiendas Erbe des grossenOester¬
reich wäre ,demdie ganzen Resurrcen des europäischen SudostraumeszurVer¬
fügung stehen .Zu all demgesellt sich die unproduktizeArbeitslosenfür¬
sorge ,die sich auf die Wirtschaft kerheerendauswirkenmuss .Es wäredie
primitivsteAufgabederGemeindeverwaltunggewesen,wernauchihreMöglichkei¬
ten beschränktsind ,innerhalb des GemeindegebietesdieArbeitslosigkeit
nichtzurKatastragheanwachsenzulassen,sondernrechtzeitigVorkehrungen
dagegenzu treffen . Eshätte nicht jemandals Finanzreferenthingesetzt
werdendürfen ,der nur ein neuer Steuerinkassant ist,sondern ein Mann ,der
neue Arbeitsmöglichkeiten schafft ,durch die flann automatisch neue Steuern

einfliessenwürden .( Lebh .Beifallbed .Nat .soz . ) Eswurdebehauptet ,dass
ien in Pezugauf die Arbeitslosigkeit umseviel günstiger daraniat als

die Provinz .Daranhat wederDr .Dannecergnochsein VorgängereinVerdienst .
Es ist begreiflich ,dass es in WieneinemArbeitslosenleicheer ict ,sich
umzustellen als in einemProvinzrotz ,wooft nur eine einzige Fabr ikbe¬
steht und woder Arbeiter den Ort nicht verlassen kann ,da er mitdem
Sgückchen Grund und Boden ,das er hat ,verwachsen ist .Aber auchdarüber
hinaus ist die Feststellung des Finanzreferenten unzutreffend ,soweit es sich

umdie deutscheBevölkerungin Wienhandelt .Wienhatte ver 20 Jahrenüber
2 Millionen Einwohenr ,es hat heute etwa 1,900 . 000. Wienhat alsoseither
nicht nur 200 . 000deutscheBewohnerverloran ,in derselbenZeit sindüber
200 . 000Fremdstämmigehereingekommen ,das bedeutet einen Verlust vonüber
1oo . ooobodenstämdigenBewohnern .Dasbeweist ,dass Wienals deutscheStadt
unterderHerrschaftderSozialdemokratieeinesterbendeStadtgewordenist
( Lebh .Beffall . d .Nat .soz . )ManmüsstesichheutemitderFragebeschäftigen,
ob unter denverändertenVerhältnissen ,midenenmanin Eurcpaundspeziell
in Oesterreich rechnunmuss ,überhauptdie Möglichkeitbesteht ,eineWelt¬
stadt in der Formwiesie früherbestandenhat ,aufrechtzuerhalten,oderob
sie nichtabsterbenmuss,wennsie denverändertenZeitläufennichthechnung
trägt .Bei den entwickeltenVerkehrsverhältnissenist es heute nichtmehr
notwendig ,die MenschenaufeinemverhältnismässigkleinenRaumsozusammen¬
zuballenundder Erdeso zu entwurzeln ,wiees vor J,hrzehntender Fallwar .723
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Dazukommt ,dass wir von der Wärmewirtschaftlangsamin das Zatalter der
ElektrotechnikunddærChemiehineinwachsen,unserZeitalterist dasZeitalte
desFernsprechensundda wirdeine Dezentralisierungsehr leichtmöglich.
DenneuenPerspektiven,diesichdaergeben,mussRechnunggetragenwerden.
DaraußergibtsichaberdieNotwendigkeit ,dieStadtnichtwieSieesimmer
getan .haben ,nurindieHöhe,sondernsieindasWeite ,indasGrünehinaus-¬
zubauenunddadurchdenMenschendieMöglichkeitzugeben,wiedereigamen
BodenzubesitzenundihnvonderMaschineunabhängigzumachen.EinGrund
unsererNotist auchdie/Tatsache ,dass eine Stadt undein Staatzugrunde-¬
gehenmüssenmin denenderMittelstandzugrundegerichtetwordenist . Der
Mittelstandmusstebeiunszugrundegehen.WeilesIhnennichtmöglichwar,/
das .Proletariatemporzuheben,habenSiedenMittelstandproletarisiert.
DurchdieseVernichtungderMittelschichteist auchdemArbeiterdieAuf-¬
stiegmöglichkeitgenommerworden .DieKonzentrationder IndustrieundWirt-¬
schaft ,die nicht/vominternationalenKapitalismusgefördertwird ,sondern
auchvender Sozialdemokratie ,bedingtes ,dass es bei unsnur einigeweni¬
geGrossunternehmungengibt ,indenendasEmporkommennichtvonderFähig-¬
keit ,sondernvonder RasseundvomBarteipolitischenBeziehungenab¬
hängigist . DurchdieVernichtungdesMittelstandeswurdedenbreitenMassendesVolkesjeder: . mAnsporgenommen .Leistungenzusetzen.
EsgibtzweiFommanvonGrosstädten,sslche ,dieorganischgewachsenund
diekulturellbedingtsind ,derengeegraphischeundgeopolitischeLage
ihreNetwendigkeiterkennenlassen,undselche ,diealsFremdkörperihres
VelkeszubetrachtenunddaherzumAbsterbenverurteilt sind .Wiengehärt
nachæinerganzenVergangenheitundGeschichtezudererstenGruppeund
eshatdahereineZukurft,wennmandensichdarausergebendenNotwendigkei-¬
tenRechnungträgt .Davonhatmannieein"ortgehört.ManaddiertZiffern,
mangibtausgeglicheneBilanzenherundglaubt,damitseinePflichterfüllt
zuhaben. WennWienwiederdasZentrumdeseuropäischenSüdostraumeswird-¬
unddieserZustandwirdüberkurzoderlanghergestelltwerdenmüssen,wirdeszwarmitderIndustriewenigmehrzutschaffenhaben,abereswirdalsUm-¬
schlagplatz ,als Verkehrszentrum,als ZentrumdesKunstgewerbesundals
StadteinerhohenKulturzuwertensein . "iesehrSiediesemUmstandRech-¬
nungtragen ,gehtdaraushervor ,dassdasDefizitderBundestheaterzum
grossenTeil auf die Lustbarkeitsabgabezurüclzuführenist .Sie glaubenwahr¬
scheinlich ,dassdieFremdennichthereinkommen,weiles sie in dieseStadt
heherKukturhinzieht ,sonderndamitsie sicheinesIhreeHäuserbetrach-¬
ten können ,die imKlosett - oderEmmentalerstilerbautsind .DazukommtIhre
iresinnigeSteuerpolitik.Siebeschränkensichja nuraufdasreineInkasso.
StattArbeitsmäglichkeitenzuschaffen ,dieautomatishSteuernhereinbräch¬
ten ,stelltmansichaufdenStandpunkt,zunehmen,washierist unddaraus
zu holen ,wasmanbraucht .Manist einerseits so stolz darauf ,dass mander
lebendenGenerationdieKostenfür denWonphausbauaufgebürdethat ,aber
der Finanzreferenthat sich dochdie Hintertüreiner Anleihepolitikaufge-¬
nacht . ZueinersolchenAbleihepolitikwerdenSiewahrscheinlichinden
Zeitpunktschreiten ,wodiesozialdemokratischeParteiherrchaftzuEnde
geht ,damitSieIhrenNachfolgerndieSchuldenüberlassenkönnen .EineUrsa¬
che der wirtschaftlichenNotliegt auchin demerschütterndenVertrauen
der Bevölkerung.Heuteldagt dasGeldder Oesterreich/inder Schweizund
wirddortganzgeringodergarnichtverzinst ,ja manmuss,!Depotgebühren
dafürbezahlen ,währendwirGelderdurchAnleihenzu Wucherzinsenhereinbe-¬
kemmen .Manversucht systematischdie mittleren undkleinerenUnter¬
nehmerzugrundezurichten,weilmanglaubt ,wennnureinigewenigesind,kann
manihnenihrenBesitzleichterwegnehmen.DurchdieseKenzentrationwird
denMenschendieLebens-undAufstiegsmöglichkeitgeraubt .DemarmenTeufel724
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ist es gleichgültig ,ob derjenige ,der an der Spitze eines Konsumvereins
oderUnternehmenssteht ,als Generaldirektoroderals GenosseVolkskommis-¬
sär angesprochenwird. DurchdieseKonzentrationhabenSiedieVerantwortungs -¬
losigkeit auch in die Wirtschaft hineingetragen .Sie wendensich immergegen
deninternationalen Kapitalismus ,woSie an dr Herrschaftsind ,wenden
Sieaberdi selbenMethodenan ,weilderSozialismusnichtsanderesist ,
als ein übler Sohndes Liberalismus .DerFinanzreferent mögenichtwieder
die Ausredegebrauchen ,dassder Bund ,die Regierungin dieserBeziehung
hemmendeingreifen . Sieberufen sich ja immerauf dieHunderttausende
Fäuste,dieSiezurVerfügunghaben .DannhättenSieabermitdiesenhunert-¬
tausendenFäustenin zweiGenerationenZeitgenuggehabt ,IhreIdeenzu

verwirklichen .Ih "Reklambedürfnis zeigt sich überall .Manmacht
Dinge ,mitdenenmanin Flugblätternundin derZeitungAufsehenerregen
kann,manlässtaberallesausseracht ,wasvielleichtnotwendigwäre,
abersich parteipolitischnichtaulsschrotenlässt .Manprotzt mitden
5 GrammRadiumund verringert die Spitalsbetten für die Tuberkulosenum
die Hälfte ,dies in einerZeit ,wodie steigendeNotderBevölkerungein
Ansteigender Tuberkulosezweifelloszur Folgehabenmuss .Siesind
stolzdarauf ,dassSie98der60. 000Wohnungengebauthaben ,Siever¬
gessenaber darauf ,dass manmit demGeld70 . 000oder 80 . 000hättebauen
können .( Zwischenrufebei denSoz .dem .) Ich habemeinenLehrbriefals
MaurergehilfeundmeinStaatszeüghisalsTechnikerundkannmirdaherein
Urteildarüberbilden .(HeiterkeitundZustimmungbeidenParteigenossen ).
Essind Preisefür denKubikmeterverbautenRaumeserrechnetworden,
diebedeutethöhersind432die ,diediePrivatwirtschafthättebieten
können.Esist diereinsteDemagogie,jährlichtausendevonWohnungenzu
bauen ,währendaufderanderenSeiteWohnungenleer stehenundjeder
sich um3000oder loooSchilling eine Wohnungkaufen kann .DasEr - ¬
schreckendeist nichtdieLage ,in derwirunsbefinden,sonderndie
Unfähigkeit,mitderSiedieserLagegegenüberstehen .( Zustimmungbei
denNat .soz . )Wienist heutenichtmehrdieMetropoleeinerGross-¬
macht ,sie hatnichtmehrdasHinterland ,es müsstenihr daherdurcheinen
gesteigertenFremdenverkehrunddurchNiederlassungvonLeuten ,diehier
ihrenLebensabendverbringenwollen ,neueMöglichkeitenerschlossenwerden.
EineStadt ,diesoerfülltist voneinergrossenGeschichteundVergangen¬
heit ,könntezueinemWallfahrtsortvonMillionenMenschengemachtwerden,wennmansichnichtdaraufbeschränkenwürde,indemagogischerWeiseWahl¬
schlagerzusammelnaufKostenderwerktätigenBevölkerung.WennvonWien
derbestverwaltetenStadtderWeltgesprochenwird ,somüssenwirsagen,
dassWiendenRekordanSelbstmordenhält unddasses auchimVerbrecher-¬

+unweseneinenRekordaufzuweisenhat ,wasnichtzuletztaufdiezartekzu¬
führenist ,wieheutedieOeffentlichkeitundinsbesonderedieJugend
erzogen und verucht wird .Wirhabeneine Stadt ,in der ein Drittol der
BevölkerungvondenallgemeinenWohlfahrtseinrichtungenerhaltenwerdenmuss.
Si . ndSiesich jemalsdarüberklar geworden,wiedemoralisierenddiese
unproduktiveArbeitslosenfürsorgeist ?Mangibt denLeutendenBetteleiner
Arbeitslosenunterstützungundsagt ,daswäreeinesozialeErrungenschaft.
MitsolchenDingenversuchtmandie UnzufriedenheitderBevölkerunghintan-¬
zuhalten ,Siewerdenesabernochzuspürenbekommen,wenndieErbitterung
derLeutesichdurchbrichtundsichgegendieSchuldigenwendet.

725



R
XXI .Blatt

AUSKORRESPONDENZ
Flerausgeberund verantw .Redakteur :
FKANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am

Sie haben die grösste und schönste Stedt des Kontinents in dertiefste
Elend hineingetrieben .Wernach Innen kemmt ,wird einen Trümmerhaufenauf - ¬
zubauen haben .Diese Stadt wird so lange eine sterbende Stadt sein ,
als sie unter Ihrer ferrschaft steht .Sie wird erst danneinergrossen
Zukunftentgegengehen ,bis sie vonIhrer Parteipolitik befreit seinwird ,
Sie würden diese Stadt zugrunde richten ,wennIhnen die Zeit hiszu bliebe .
Aber die Zeit werden wir Ihnen nicht lassen .( Beifall bei den Nat .soz . ,

Gelächsterbei denSoz .dem . )WirtschaftenSie nurso weiter ,dannwird
der vorliegende Voranschlageiner der Letzten sein ,dann werdenSienicht
mehr die Möglichkeit haben ,aus dieser Stadt ein Experimentierfeld zumache
für Ideen ,die in der Praxis schonm lange als falsch erwiesen sind .Wir
werden dafür sorgen ,dass Wienmöglichst bald von dersoziademokraitschen
Mehrheit ,die es in dieses Elendhineingetriebenhat ,befreitwird .
( LebhafterBeifall 'bei den Nat ,soz . )

GR .Dr .Hanke( nat .soz . )führt aus ,STR .Dr .Danneberg
sei ein Vertreterjener Politiker ,die heuteumdie Machtringen ,umihrer
Rasse eine Vormachtstellung zu erkämpfen ,eine jener Persönlichkeiten ,
denender Sozialismusnur ein Lippenbekenntnisist ,die demSozialismus
nicht dienen ,so ndern mit demSpzialismus herrschen undunterdrücken
wollen .Die Abwehrstellung der Nationalsozialisten diesenPersonen
gegenüber is also durchaus natürlich .Wir haben aber nicht nurzum
Politiker Dr .DannebergStellungzu nehmen ,wirmüssendemneuenStadtrat
auchals gewähltenPeamtenwertenundwirwollendies unbeeinflusstvon
allen politischenErwägungentun .DiebesteGelegenheitbietetdieser
Veranschlag .DerVoranschlagwirdin denDetails immerdürftiger ,sodass
eineUeberprüfungheuteschonganzunmöglichgewordenist .Diesozial¬
damokratscheMehrheithat der Oppositionauf HellerundPfennigRechen-¬
schaft zu legen .Dies geschieht aber wederim Rechnungsabschlussnoch
imVoranschlagin genügenderWeise .BeweisenSie dochendlich ,dassWien
die bestverwaltete Stadt ist und geben Sie der Opposition dieMöglich- ¬
keit der Kontrolls .SolangeSiedies sorgfältigzuverhinderntrachten ,
könnenwirmitRechtsagen ,dassSie Frundhaben ,der Oppositiondas
RechtderKontrollezuverweigern.( BeifallbeidenParteigenossen) .
SiehabeneinenVoranschlageingebracht,dernichteinmalderSituation
desJahres1932entspricht ,Siehabenin keinerWeisedemkommenden
schwerenZeitendesJahres1933Rechnunggetragen .ImNamenmeiner
Fraktionmacheich denStadtratDr .Dannebergfür Alles ,waskommenmuss,
schonheute verantwortlich .Die Lageunse rr Stadt ist so ernst ,dass
ich es unterlassenwill ,andeneinzelnenPostendesVoranschlagesKritik
zuüben ,sondernich wil 1 nureinenallgemeinenUeberblickunsererLage
geben .Bei dieser Gelegenheit muss ich besonders die Tatsacheanprangern ,
dass zwischen demBundund der Stadt Wienein Kampfgeführt wird ,der
der Bevölkerungganz unverständlich ist .Anden gegenwärtigenVerhält -¬
nissenist sowohlder Bundwiedie GemeindeWienschuldig .Esbesteht
eine würgendeKreditnot ,eine ungeheureArbeitslosigkeit ,HandelundGewerbe gehenzu zugrunde .DieEffektuderungderLausanner
Anleiheist mehrals unwahrscheinlichgewordenundich fürchtesehr ,
dasses für unshiereineinternationaleBlamagegebenwird .DasJahr1933
lässtkeinePesserungsondernvielmehreineVerstärkungdergegenwärtigen
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Notlage erwarten .Nicht nur der Bundbefindet sich in einertrost - ¬
losen Situation ,sondern auch die finanziellen Lage der Städte undGe¬
meindenmussals trostlos bezeichnetwerden .DerJahresberichtder
Zentralsparkasse vom1931 weist als Darlehenssummeanöffentliche
KörperschaftendenTetragvon123MillionenSchillingaus ,währendim
Jahre 1913nur 14 Millionen Kronenausgewiesenwurden .Es bestehtleider
die Befürchtungdass ein grosser Teil dieses Betragesverlorenist .
DieZentralsparkassehat derGemeindeWienein Darlehenvon12Millionen
Schilling gegeben ,der GemeindeVöslau . 8Millionen ,derGemeinde
Schwechatmehrals eine Million ,der GemeindeSt .Pölten fast 9Mil- ¬
lionen ,der GemeindeWr .NeustadtzehnMillionenSchilling .(Hört-Hört-¬
Rufe bei den Nat .soz . )Es besteht kein Zweifel ,dass dieses Institut
Wegegegangenist ,die grosse Gefahrenheraufbeschwören .Wirhaben
es deshalb im Juni . J .abgelehnt ,den AusschussderPentralsparkasse
zubeschicken ,weil wir uns diese Wirtschaft nicht verantwortlich
machen konnten .( Zustimmungbei denParteigenossen ) .

Der Redner stellt den Antrag :Der Gemeinderat wolle be¬

schliessen :Zur Ueberprüfung der Kreditgewährung der Zentralsparkasse
der GemeindeWienundder Einbringlichkeit der an öffentlicheKörper-¬
schaftengewährtenDarlehenwirdein Untersuchungsausschusseingesetzt ,
der sich zu gleichen Teilen aus den im Gemeinderat vertretenen Parteien
undVertreternder SparerundEinlegerder ZentralsparkassederGemeinde
Wienzusammensetzt.

Zusammenfassenddmuss festgestellt werden ,dass dasJahr
1933 für die schaffende Bevölkerungdieser Stadt und dieses Staates ein
JahrverschärfterWirtschaftsnctsein wird .DieBevölkerungwirddie
gegenwärtigeMehrheitfür ihr Treibenbaldgenugzur Rechenschaftziehen .

GlaubenSie nicht ,dassSie die Verantwortungfür diesenVoran¬
schlag durch die Berufugnauf die Wirtschaftskrise ablehnenkönnen .
DasUrteilüberdiesoz .dem .ParteiundüberdieverantwortlichenStadt-¬
räte ist schen gesprochen ,es wurde nur noch nicht verkündet .Die
Sozialdemokratenarbeitenfür ihre Partei ,derMoterdernatienalsozialisti¬
schen Politik ist aber das deutsche Velk .( Lebhafter Beifall beiden
Nat .soz .) .
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GR .Schaffhaubt( soz . dem. )beschäftigt sich mit der Nahrungs -oder
Genussmittelabgabe. Erführtunteranderemaus ,dassdiefrühereAbgabe
nach demWillen der sozialdemokratischen Gemeinderat smehrhet die Klein¬
und Mittelbetriebe geschont und die grösseren und grossen Betriebe zur

Zahlungherangezogenhat .Diealte AbgabepasstesichdeneinzelnenBetrie¬
benanundderUnterausschusskonntealle Fragenindividuellbehandeln.
Dasalles hat denChristlichsozialennicht gepasst .Sie gingenin derKam¬
pagnegegendiealte Nahrungs-oderGenussmittelabgabemitdemNamenLueger
in denVersammlungenhausieren undich stelle hier fest ,dassvonmanchen
christlichsozialen Rednernin diesen Versammlungenmit demNamenLueger
Schindluder getrieben wordenist . WoSie nur konnten ,suchten sie dieAbgabe
zu Fall zu bringen .Sie gingensogar so weit ,dasssie Ihre eigenen
Leute ,die imUnterausschusssassen ,in schwersterWeiseverdächtigten.
Sie wendetensich vorallemgegendasfreie Ermessen .Ich kannhiernur
sagen ,dass das freie Ermessen einen Schutz für viele Gewerbetreibende be¬
deutete ,dassdurchdasfreie ErmessenGerechtigkeitgeübtwerdenkonnte.
EsgabkeinemechanischeBehandlungderFälle ,sondernnureineindivi¬
duelle .Aberdasalles wolltendie Christlichsozialennicht,siewollten
die Abgabeauf diebreitenSchultern der Gewerbetreibendenlegen .
DieZusammensetzungdes Unterausschusseswarkeineparteipolitische ,ja
bei denAusreihungenhabensogardie christlichsozaalenLeutedenVorzug
gehabt .Die neue Nahrungs -oder Genussmittelabgabe nimmt auf die Lagedes

einzelnenGewerbetreibendenkeineRücksichtmehrunddasist einzigund
allein denChristlichsozialenzuverdanken .Sie habensich 84Leuteangenommen
undhabenfür diesedie grosseTrommelgeschlagen .DerEndeffektist ,dass
dasKlein -undMittelgewerbejetzt genauso herangezogenwerdenmuss,wie
diegrossenBetriebe . DasMännerheimin Hernalsist ebensoabgabepflichtig
wieein Konzertkaffee. Dasist ein Skandal .DieGastwirtehabenselbstver-¬
schiedeneVorschlägezumSchutzderEleinenundmittlerenBetriebegestellt ,
aberderGenossenschaftsverband,in demdie ChristlichsozialendieHaupt¬
rolle spielen,hatdiesenAnträgennicht zugestimmt. WirwerdenauchinZu¬
kunftunsereBemühungen,diekleinenundmittlerenBetriebezuschützen,
fortsetzen .( Lebh .Beifall . d .Soz .dem. )

GR .Pichler( nat . soz . )erkläit ,dassseinePartei für denAntrag
stimmenwerde ,dass an Nahrungs -oder GenussmittelabgabekeineNachzah¬
lungen zu leisten sind ,und auch keine Erhähungenfür 1933platzgreifen .
Wirwundern unsnur ,dassSie ,die Sie ausder bodenständigenBevölkerung
allesherauspressen,wasmöglichist ,diesmalNachsichtüben.Imvergangenen
und immlaufendenJahre hat die Nahrungs -oder Genussmittelabgabezueinem

katastrophalen Niedergangedes Gastgewerbesgeführt undviele
Selbstmordein diesemGewerbesindsicherin diesemGewerbezurückzuführen .
Wirsagendarum: FortmitderganzenNahrungs- oderGenussmittelabgabe,
die wirtschaftsmordend und nichts anderes als eine zweite Warenumsatz¬
steuerist ,gegendiedieSozialdemokratenimmerin scheinheiligerWeise
auftreten ,obwohlsie selhsteinenAnteilandieserBundessteuereinstecken.
( Lebh .Beifall . . Nat. soz . )
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Die Verhandlungdes GEmeindevoranschlageswird sodannabgebrochen .DringlichkeitsantragesEs wird zur Verhandlungeines derGemeinderäte
Rotter ,SchafferundGenossengeschritten ,in welcherverlangwird ,dass
denausgesteuertenArbeitslesen unddenimGenussderNotstandsunterstüt¬
zung åtehenden im Rahmen der Winterhilfe eine einmalige Weihnachts¬

spende ausbezahlt werde in der Höheeiner WochenquotedesArbeitslosen¬
peitrags ,den der Betreffende erhält oder zuletzt erhalten hat .IHiezubemerktBgm .Seitz ,dass der Gemeinderatder Axtion„Winter¬
hilfe " ,die eine automomeKörperschaftist selbstverständlichdurchBe¬
schlüsse keine Vorschriften machen könne . Eskönnte sich hier nur umeine
Resolution handeln ,die an die Aktionwinterhilfe weitergeleitet werden

könnte .

GR .Rotter ( nat,soz . ) bemerkt ,dass es den ausgesteuertenArbeits¬
losen ganz gleichgültig sei ,wer hier kompetentist ,ob die Hilfe imRahmen
der Winterhilfe oder von der Gemeinde kommt .Es wäre an der Zeit ,diesen

armen Teufeln diese einmalige Unterstützung zukommenzu lassen ,umsomehr
als der Bürgermeister in einer Rede auf den Parteitag erklärt hat :Wir
stehen zu den Arbeitslosen .Ler Bürgermeister hat dort auch erklärt ,dass
unsere Führer Gaukler und Charlatane sind . Wenndae Mehrheit und der Bürger¬
meisternicht annehmen,verdienensie selbst diese Bezeichnung( Lebh
Beifall b .d .Nat . soz . )

St . . Tandlerbemerkt zunächst ,es müsse festgestellt werden ,dass
die Not der Arbeitslosen über jeden Zweifel erhaben ist und dass esselbst¬
verständliche Pflicht ist ,ihnen zu hel fen .Dor dringliche Antrag ist aber
schon Jeshalb nicht berechtigt,weil in diesem Budget wie in denJahren
vorher für Zwecke einer einmaligen Zuwendung ein eigener Betrag vorgesehen
ist .Er sei übrigens auch überzeugt ,dass ,nachdemder Antragsteller von
dieser Tatsache nun Kenntnis erhalten hat,er einsehen wir d ,dass sein .An¬
frag wirklich nicht dringendist .

Die Dringlichkeit wird abgelehnt .( LebhafteZwischenrufe ) .
Schluss der Sitzung 22Uhr .

Bogenabgertigung22 ' 15Uhr.
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